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BEWEGGRÜNDE DER FREIEN WÄHLER OBEROTTMARSHAUSEN

Oberottmarshausen steht in den kommenden Jahren vor großen Investitionsvorhaben. Genannt seien hier beispielhaft: 

• die zukunftsorientierten Investitionen für unsere Schule und Kita/Kindergarten,

• die Realisierung des „neuen Bauhofs“,

• die Erschließung des Baugebietes (Bebauungsplan 22),

• die Umsetzung „Senioren-Wohnen“ und die

• Planung der „neuen Dorfmitte“

Trotz aktuell sehr guter Haushaltslage sind alternative Finanzierungsmöglichkeiten jeweils mit zu bewerten, damit wir uns die

Flexibilität im Haushalt erhalten und auch unvorhergesehene Projekte flexibel umsetzen können.

Aufgrund von Lieferengpässen, Fachkräftemangel und steigender Inflationsrisiken ist die Realisierung der oben genannten 

Vorhaben über die bisher durchgeführte Umsetzung über die Ausschreibung einzelner Gewerke mit hohen Budget-Risiken 

verbunden – zudem sind die Umsetzungszeiträume nicht mehr „kalkulierbar“. Negative Beispiele aus der Region sind 

Theater Augsburg, Bahnhof Augsburg, Klinikum etc.

Die Verwaltung unserer VG klagt über Personal-Mangel. Die gesamtheitliche Ausschreibung von Projekten, wie den oben 

genannten, über Objekt- oder Branchenspezialisten führt zu einer geringeren Belastung in der Verwaltung und damit zu 

schnelleren/parallelen Umsetzungen von Projekten.

Gesetzliche vorgegeben ist, dass bei Investitionsvorhaben die Alternativen (Kredit-)Kauf, Miete, Leasing und Mietkauf 

hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit zu untersuchen sind; §7 BHO (Bundeshaushaltsordnung).



MÖGLICHKEITEN SICH ZU INFORMIEREN

Medien & Recht & Schulungen & Software zur Wirtschaftlichkeitsrechnung gemäß § 7 BHO
https://www.brainguide.de/Kommunalleasing-Magazin Das Magazin ist kostenfrei, erscheint 6x im Jahr und wird an Kämmerer versendet

Checklisten zur Vorbereitung von Vertragsabschlüssen: https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/ und https://www.richtig-leasen.de/special-

immobilien-leasing/, https://www.richtig-leasen.de/wp-content/uploads/2020/08/Special_Kommunal-Leasing.pdf

Bayrisches Recht zur ertragsteuerlichen Beurteilung von Leasingverträgen im kommunalen Bereich: https://www.gesetze-

bayern.de/Content/Document/BayVwV96629-54

Erlasse und Verwaltungsanweisungen Bayern
• Kreditwesen der Gemeinden und Gemeindeverbände Runderlass Nr. 1/2015 des Ministeriums des Innern und für Kommunales vom 11.09.2015. Der 

Runderlass Kreditwesen der Kommunen in kommunalen Angelegenheiten des Ministeriums des Innern, Nr. 7/2003 vom 01.08.2003 ist damit außer Kraft 

getreten.

• Besondere Formen der Zusammenarbeit mit Privaten bei der Erfüllung kommunaler Aufgaben – Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen 

Staatsministerien des Innern, der Finanzen und für Landesentwicklung und Umweltfragen vom 20.03.2001 – Nrn. IB 3-1515.71-14, 11-H1000-9/59- 17918 

und 52e-1515-2000/3 

• Verordnung über die Freistellung von Rechtsgeschäften des kommunalen Kreditwesens (Verordnung über kreditähnliche kommunale Rechtsgeschäfte) vom 

16.08.1995, in: Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt, S. 812

Anbieter
https://deutsche-industriebau.de/de/verkauf-charter/finanzierung/

Kopie von der Internet-Seite: „Deutsche Industriebau-Kommunal-Leasing, d.h. Sie als Kommune stellen ein Grundstück und die DEUTSCHE INDUSTRIEBAU 

GROUP übernimmt Bauleistungen und Mietfinanzierung. Sie mieten das fertige Objekt für einen vereinbarten Zeitraum und verfügbar werdende Landesmittel 

werden zur Tilgung genutzt. Die Miete fließt zum Teil in ein Mietdarlehen und bei Kauf des Objektes nach Vertragsablauf, mindert das angesparte Darlehen 

den Kaufpreis. Bei Vertragsverlängerung erhält die Kommune das angesparte Guthaben zur freien Verfügung.“

https://www.sparkassen-leasing.de/de/firmenkunden/kommunale-betriebe

https://www.deutsche-leasing.com/de/themenwelt/beitraege/kommunalleasing

https://www.suedleasing.de/

https://www.fml.de/kommunalleasing/

https://www.brainguide.de/Kommunalleasing-Magazin
https://www.brainguide.de/Kommunalleasing-Magazin
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/
https://www.richtig-leasen.de/special-immobilien-leasing/
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV96629-54
https://deutsche-industriebau.de/de/verkauf-charter/finanzierung/
https://www.sparkassen-leasing.de/de/firmenkunden/kommunale-betriebe
https://www.deutsche-leasing.com/de/themenwelt/beitraege/kommunalleasing
https://www.suedleasing.de/
https://www.fml.de/kommunalleasing/


WAS IST LEASING?

Unter Leasing versteht man allgemein die Nutzungsüberlassung an einem Objekt über eine bestimmte Zeit (meist Grundmietzeit genannt) gegen Entgelt. Am 
Ende der Laufzeit gibt der Leasingnehmer das Objekt zurück. Es gibt aber auch Verträge, bei denen der Leasingnehmer das Objekt kaufen kann
(Kaufoption des Leasingnehmers), kaufen muss (Andienungsrecht des Leasinggebers) oder der Leasingnehmer den Vertrag verlängern kann 
(Mietverlängerungsoption). Manche Verträge laufen auch unbefristet, bis sie zu einem späteren Zeitpunkt gekündigt werden.

Abgrenzung des Leasing zur Miete und zum Mietkauf
Miete: Die klassische Miete ist stark mit dem Leasing verwandt. Typischerweise sind Mietverträge allerdings eher kurzfristigerer Natur und ohne 
Erwerbsanspruch oder -pflicht des Leasingnehmers zum Vertragsende ausgestattet. Mietkauf: Der Mietkauf hat eigentlich mit der Miete gar nichts zu tun 
sondern ist eher als Finanzierungsgeschäft zu einzuordnen. Beim Mietkauf nutzt der Mietkäufer (Mietkaufnehmer) das Objekt gegen Zahlung seiner Raten 
über einen bestimmten Zeitraum. Mit Zahlung der letzten Rate geht das Eigentum dann automatisch an den Mietkäufer über. Dieser hat keine Möglichkeit 
der Rückgabe oder ein Wahlrecht zwischen Kauf und Rückgabe. 

Abgrenzung des Kommunal-Leasing zu Privatfinanzierung
Viele Vorteile des Leasing resultieren nicht zuletzt aus der besonderen Vertragskonstellation zwischen den Beteiligten. Die Leasinggesellschaft ist Eigentümer 
der Objekte und hat somit bereits selbst ein großes Eigeninteresse an guten, modernen und gepflegten Objekten – v.a. wenn sie z. B. bei Objektrückgabe auf 
einen guten Verwertungserlös angewiesen ist, beispielsweise wenn die Objekte über die Leasingraten noch nicht vollständig bezahlt wurden. Zudem sind 
Leasinganbieter häufig Objekt-, Branchen-, Service-, Projektierungs- und/oder Verwertungsspezialisten. Sie haben schon aus eigenen wirtschaftlichen 
Überlegungen häufig kein Interesse an (den im Bereich der öffentlichen Hand so häufigen) Kostensteigerungen, Ineffizienzen, zu lange Haltedauern, schlechter 
Wartung, höheren Folgekosten oder einer schlechten Objektauswahl mit schwierigeren Verwertungsmöglichkeiten.

Auszug aus Special: Kommunal-Leasing
Autor: Michael Kroll, Geschäftsführer, LeaSoft GmbH
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/



Modernität
Leasingobjekte sind häufig moderner, z. B. durch bessere Objektauswahl der Anbieter, bessere und kürzere Austausch- und 
Verwertungsmöglichkeiten. Hinzu können professionelle Service- und Dienstleistungsangebote kommen. Dies kann zu einer Vielzahl positiver Effekte 
führen wie
• Niedrigere Folgekosten (z. B. Energieverbrauch, Wartung, Instandhaltung etc.) im Rahmen einer Gesamtkostenbetrachtung 
• Vermeidung teurer Stillstandskosten durch häufiger defekte Objekte
• Erhöhter Arbeitsschutz (z. B. bessere Unfallverhütung, höherer Strahlenschutz, geringer Lärm etc.)
• Bessere Einhaltung von Datenschutz-Bestimmungen
• Modernerer Digitalisierungsgrad
• Höhere Mitarbeitermotivation durch Nutzung modernster Technik
• Viele Leasinganbieter sind Objekt- bzw. Branchenspezialisten sowie Verwertungsspezialisten und können 

Objekte hinsichtlich Leistungsfähigkeit, Modernität, Folgekosten, Verwertungs-/Entsorgungsmöglichkeiten oder auch 
Wertstabilität optimal beurteilen

Verbesserte Öko-Bilanz und Energieeffizienz
Leasing ermöglicht eine verbesserte Öko-Bilanz und Energieeffizienz vor allem durch die tendenziell modernen Objekte (Energieverbrauch, CO2-
Ausstoß, Schadstoffemissionen etc.). 

Erbringung umfangreicher Full-Service-Leistungen
Der öffentlichen Hand fehlen hier nicht zuletzt häufig die Erfahrung oder überhaupt die entsprechenden Mitarbeiter zur Erledigung dieser Aufgaben. 
Zudem lassen sich auf Wunsch heimische Serviceanbieter aus der näheren Umgebung in einen Leasingvertrag mit einbinden.

Projektmanagement und Leasing
Die Einbindung eines Projektmanagements kann zu verkürzten Projektzeiten und somit auch geringeren Kosten führen – bei gleichzeitig häufig 
höherer Qualität.

VORTEILE KOMMUNAL-LEASING (1)

Auszug aus Special: Kommunal-Leasing
Autor: Michael Kroll, Geschäftsführer, LeaSoft GmbH
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/



Asset-Managementsysteme
Es besteht die Möglichkeit der Nutzung optimaler Asset-Managementsysteme (Verwaltung, Beschaffung, Service, Austausch, Rückgabe, Verwertung, 
Kostenzurechnung auf Kostenträger/-stellen) bei einer Vielzahl häufig kleinteiliger Einzelobjekte, wie z.B. der Ausstattung des Bauhofes oder des 
Altenwohnheims

Entlastung der öffentlichen Verwaltung
Die öffentliche Verwaltung kann durch Outsourcing an eine Leasinggesellschaft entlastet werden.

Optimierung bei der Objektauswahl
Werden Leasingobjekte funktional ausgeschrieben, so obliegt dem Leasinganbieter die Objektauswahl. Aufgrund seiner Objekt-/Branchenerfahrung 
kann dies ggf. zu besseren, moderneren, ökologischeren, ergonomischeren, sichereren oder auch passgenaueren Objekten führen – auch bei 
wichtigen Aspekten, die eventuell gar nicht ausgeschrieben wurden (vielleicht auch gar nicht bekannt waren).

Niedrigere Anschaffungskosten
Spezialisierte Leasinganbieter können aufgrund ihrer Nachfragemacht sowie ihrer Objektkenntnisse günstigere Anschaffungspreise erzielen als 
Kommunen im Rahmen von Gewerkeausschreibungen.

Vermeidung von Investitionsspitzen
Es lassen sich über Kommunal-Leasing Investitionsspitzen

Effizienzsteigerung
Leasing kann zu einer Effizienzsteigerung durch einen erhöhten Wettbewerb führen (durch Leasing erhöht sich die Zahl potentieller Anbieter und 
Marktteilnehmer, es entsteht ein höherer Wettbewerbsdruck).

Umsatzsteuervorteile
Bei Leasingverträgen mit Objektrückgabe lassen sich Umsatzsteuervorteile in Höhe der Mehrwertsteuer auf den Restwert realisieren.

VORTEILE KOMMUNAL-LEASING (2)

Auszug aus Special: Kommunal-Leasing
Autor: Michael Kroll, Geschäftsführer, LeaSoft GmbH
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/



Bezahlt wird nur, was man nutzt
Wird als Restwert in der Leasingkalkulation exakt der spätere Marktwert des Objektes genommen, so bezahlt der Leasingnehmer mit seinen Leasingraten 
nutzungskongruent exakt nur die Wertminderung und die Zinsen – auf linearer Basis. Zudem entfällt die beim Kauf notwendige Ermittlung kalkulatorischer 
Abschreibungen/Wertminderungen und Zinsen. Dies ist eine ideale, rechtssichere Basis z. B. für die Festlegung von Gebührenhaushalten. Ein weiterer 
Pluspunkt für Leasing ist, dass keine Belastungen vor Nutzungsbeginn entstehen (z. B. Anzahlungen, Projektkosten etc.). Zudem dient dieses Argument der 
Generationengerechtigkeit: Es wird exakt nur die Generation mit Kosten (hier Leasingraten) belastet, die auch an der Nutzung partizipiert. Es erfolgt keine 
Belastung nachfolgender Generationen wie z. B. bei einer Kreditfinanzierung über langlaufende endfällige Darlehen („enkelgerechte“ Beschaffung, 
intergenerative Gerechtigkeit).

Flexibilität
Leasing ermöglicht häufig eine hohe Flexibilität durch verschiedenste Optionen und Wahlmöglichkeiten z. B. bei
• Laufzeit und ggf. Kündigungszeitpunkten
• Vertragsart
• Bestimmungen zum Vertragsende (Rückgabe, Kauf und/oder Verlängerung)
• Einbindung unterschiedlichster Service- und Dienstleistungskomponenten
• Optimierung und flexible Festlegung von Austauschzeitpunkten
• Management des Vermögenshaushaltes

Individuelle Gestaltung
Leasingzahlungen lassen sich optimal und individuell an die jeweiligen Wünsche und Haushaltslagen des Leasing-Nehmers anpassen, z. B. durch 
verschiedene Strukturen der Leasingraten (linear, degressiv, progressiv, saisonal), die Einbringung von Sonderzahlungen zu Beginn bzw. während der 
Laufzeit, die Möglichkeit Zahlungen auszusetzen, Variationen hinsichtlich Laufzeit und Vertragsgestaltung etc.

VORTEILE KOMMUNAL-LEASING (3)

Auszug aus Special: Kommunal-Leasing
Autor: Michael Kroll, Geschäftsführer, LeaSoft GmbH
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/



Haushaltsmissbrauch durch Kommunal-Leasing
Es sind Fälle denkbar, in denen man über Leasing den kommunalen Haushalt bzw. Haushaltskennziffern beeinflussen:
1. Durch die Nichtbelastung des Vermögenshaushaltes bei Leasing-Investitionen werden die Investitionsmöglichkeiten bisweilen unerwünscht 

ausgeweitet (Aufbau so genannter Schattenhaushalte). Dies ist dann der Fall, wenn eigentlich als kreditfinanziert genehmigte (Kauf-)Investitionen später 
doch in ein Leasing-Verfahren gegeben werden und die dann jetzt freien Kreditlinien für zusätzliche, eigentlich nicht geplante Investitionen verwendet 
werden. 

2. Die freie Spitze im Verwaltungshaushalt lässt sich über Leasing-Verträge mit niedrigen Leasingraten – vor allem bei hohen Restwerten und/oder langen 
Laufzeiten – schönen. Leasingverträge werden immer nutzungskongruent gestaltet und der Restwert orientiert sich am Marktwert zu Vertragsende. Insofern 
bezahlt der kommunale Leasing-Nehmer über seine Leasing-Raten entsprechend seiner realen Nutzung exakt die Wertminderung und die Zinsen – und dies 
auf linearer Basis. Das ist ein Leasing-Vorteil im Vergleich zur aktuellen Darlehensaufnahmepraxis.

Leasing ist komplexer und komplizierter als eine Darlehensfinanzierung
Leasing kann sehr viele individuelle Lösungen bieten. Dadurch wird diese Alternative aber auch durchaus komplexer und undurchsichtiger. Es entstehen 
höhere Informationskosten, aber auch Durchführungskosten (z. B. ein größerer Aufwand für Ausschreibung und Wirtschaftlichkeitsvergleich). Zudem drohen 
insbesondere bei einer suboptimalen Ausschreibung Kostenfallen, vor allem am Vertragsende. Wie diesen Problemen begegnet werden kann, wird noch 
gezeigt.

Fehlende gesetzliche Regelungen
Viele Rahmenbedingungen sind im Kommunal-Leasing in den letzten Jahren und Jahrzehnten mittlerweile gesetzlich geklärt worden. Es gibt im Zusammenhang 
mit dem Kommunal-Leasing aber leider immer noch einige nicht oder ungenügend geregelte gesetzliche Fragestellungen. Dies betrifft zum Beispiel die 
Anwendung des richtigen Ausschreibungsverfahren, die Verwendung von kommunalspezifisch angepassten Abschreibungstabellen (wichtig für die Bestimmung 
der zulässigen Vertragslaufzeit), die Regelungen zur Einzelgenehmigungspflicht oder auch für Zuschussbestimmungen, die an Leasing gar nicht oder nur 
unzureichend denken.

Kostenmarge des Leasinganbieters
Immer wieder trifft man auf das Gegenargument, Leasing sei immer teurer, weil hier ja auch noch ein Dritter (Leasinggeber) Geld verdiene. Dies ist natürlich 
richtig aber auch charakteristisch für unser arbeitsteiliges Wirtschaftssystem. Der „Dritte“ erbringt für seine Kostenmarge ja auch einen entsprechenden 
Mehrwert in Form von monetären (quantitativen) oder auch qualitativen Vorteilen. Diese gilt es in einem Wirtschaftlichkeitsvergleich nachzuweisen. Nur dann 
darf Leasing ja auch erst zum Einsatz kommen. Aufgrund des enormen Konkurrenzdrucks in der Leasingbrache sind die niedrig.

NACHTEILE DES KOMMUNAL-LEASING (1)

Auszug aus Special: Kommunal-Leasing
Autor: Michael Kroll, Geschäftsführer, LeaSoft GmbH
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/



Kommunalkreditkonditionen
In der Praxis herrscht immer noch häufig das Vorurteil, Kommunal-Leasing lohne sich alleine schon deswegen nicht, weil Kommunen von Banken besonders 
günstige Kommunalkreditkonditionen erhalten können, Leasinganbieter als gewerbliche Kreditnehmer hingegen nicht. Dies Argument hat heute aber stark an 
Bedeutung verloren. Zum einen sind Leasinganbieter über das Refinanzierungsinstrument der Forfaitierung sehr wohl in der Lage, ebenfalls 
Kommunalkreditkonditionen zu erhalten. Auf der anderen Seite spielt die Höhe des Zinssatzes in der anhaltenden Niedrig- bzw. Nullzinsphase kaum mehr 
eine (große) Rolle – wird sich aber aktuell ändern!
Hinzu kommt die Tatsache, dass der Zinssatz der Finanzierung im Rahmen der gesetzlichen vorgeschriebenen Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nur ein kleiner 
von vielen relevanten Faktoren ist. Hier gilt es neben der Zinskondition eine Vielzahl weiterer monetärer (quantitativer) sowie qualitativer Aspekte in die 
Beurteilung miteinzubeziehen.

Umsatzsteuer
Ein weiteres häufiges Gegenargument zum Kommunal-Leasing ist, dass es angeblich zu Nachteilen bei der Umsatzsteuer käme. Während Zinszahlungen an 
eine Bank nicht der Mehrwertsteuer unterliegen, muss beim Leasing im Rahmen der Leasingraten auch die Mehrwertsteuer auf den Zinsanteil bezahlt 
werden. Dies ist zwar richtig aber kein Nachteil. Beim Kreditkauf muss eine Kommune nämlich die Anschaffungskosten incl. der Mehrwertsteuer 
kreditfinanzieren, eine Leasinggesellschaft muss aufgrund ihrer Vorsteuerabzugsberechtigung hingegen nur den Nettowert ohne Mehrwertsteuer 
kreditfinanzieren. Wenn man so will könnte man sagen: Beim Kreditkauf zahlt der kommunale Kreditkäufer Zins auf die mitfinanzierte Mehrwertsteuer der 
Anschaffungskosten – beim Leasing Mehrwertsteuer auf die Zinsen, die auf Basis von Anschaffungskosten ohne Mehrwertsteuer kalkuliert werden. Die 
Umsatzsteuer-Effekte gleichen sich somit genau aus. Auf der anderen Seite gibt es aber sogar einen Umsatzsteuervorteil im Kommunal-Leasing. Dies ist dann 
der Fall, wenn der Leasingnehmer am Vertragsende das Objekt zurückgibt. In diesen Fällen spart er sich nachhaltig die Mehrwertsteuer auf den Restwert, ein 
bisweilen großer Vorteil.

Zuschüsse
Früher scheiterte der Einsatz kommunaler Leasing-Finanzierungen häufig daran, dass die Zuschüsse der öffentlichen Hand nicht bei Leasing-Finanzierungen 
gewährt wurden. Dieser Nachteil ist in den letzten 20 Jahren allerdings vollständig verschwunden. Es gibt nur noch sehr wenige Objektgruppen, bei denen eine 
Zuschussgewährung immer noch problembehaftet ist. Nachdem Leasing beim Nachweis der Wirtschaftlichkeit aufgrund gesetzlicher Vorschriften mittlerweile 
sogar zwingend zum Einsatz kommen muss, ist es auch nicht länger begründbar, dass man die Zuschussgewährung bei der wirtschaftlichsten Alternative 
verweigert.

NACHTEILE DES KOMMUNAL-LEASING (2)

Auszug aus Special: Kommunal-Leasing
Autor: Michael Kroll, Geschäftsführer, LeaSoft GmbH
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/



MÖGLICHKEITEN DER VERTRAGSGESTALTUNG (1)

Dabei ist es von erheblicher Bedeutung für eine optimale Realisierung eines Leasingvorhabens sich vorher genau zu überlegen, was man 
eigentlich genau will:
• Welche Vertragsform möchte ich haben?
• Welche Laufzeit ist optimal?
• Will ich am Ende kaufen, zurückgeben oder verlängern? Möchte ich vielleicht sogar alle drei Möglichkeiten gleichzeitig eingeräumt 

bekommen?
• Macht ein kündbarer Vertrag Sinn?
• Möchte ich eine Anzahlung zu Vertragsbeginn leisten?

Was will ich? Was verstehe ich unter Leasing?
Es muss in jeder einzelnen Leasing-Ausschreibung neu festgelegt werden, welche genauen Bestandteile ein Vertrag enthalten soll. Ansonsten 
kann es passieren, dass man von verschiedenen Leasing-Anbietern abweichende Vertragswerke mit unterschiedlichsten AGB‘s erhält. Dies 
würde den Wirtschaftlichkeitsvergleich und die Vergabeentscheidung erschweren.

Fünf klassische Leasingvertragstypen
In den letzten 50 Jahren haben sich im Mobilien-Leasing in Deutschland fünf unterschiedliche Vertragstypen herauskristallisiert, die auch heute 
noch zum Einsatz kommen – teilweise in ihrer Reinform, teilweise aber auch nur in Teilbereichen oder in Kombinationen. Die Vertragstypen sind:
• Vollamortisationsvertrag (meist mit Kaufoption des Leasingnehmers)
• Teilamortisationsvertrag mit Andienungsrecht des Leasinggebers
• Teilamortisationsvertrag mit Aufteilung des Mehrerlöses (mit Mehr-/Mindererlösbeteiligung des Leasingnehmers)
• Kündbarer Leasingvertrag
• Teilamortisationsvertrag mit offenem Restwert (z. B. der Kilometer-Leasingvertrag)

Auszug aus Special: Kommunal-Leasing
Autor: Michael Kroll, Geschäftsführer, LeaSoft GmbH
https://www.richtig-leasen.de/special-kommunal-leasing/



MÖGLICHKEITEN DER VERTRAGSGESTALTUNG (2)

Es ist zwingend notwendig, die vertraglichen Einzelheiten auszuschreiben, wie z. B. Laufzeit, Optionswünsche, Endschaftsregeln etc.
Nachfolgend werden die 5 Leasing-Vertragstypen kurz erläutert:

Vollamortisationsverträge
Bei Vollamortisationsverträgen zahlt der Leasingnehmer über seine Leasingraten neben den Zinsen und der Marge für den Leasinggeber (für 
Verwaltungskosten, Risiko und Gewinn) die Anschaffungskosten für das Objekt während der Vertragslaufzeit in vollem Umfang zurück. 
Vollamortisationsverträge kommen im Mobilien-Leasing v.a. bei Objekten mit schnellem Wertverfall vor, z.B. im Bereich IT oder Medizintechnik, oder bei sehr 
speziellen Objekten mit schwierigen Drittverwertungsmöglichkeiten. Am Ende der Laufzeit muss der Leasingnehmer das Objekt zurückgeben. Regelmäßig 
wird ihm aber bereits bei Vertragsabschluss eine Kauf- und/oder Mietverlängerungsoption eingeräumt, wobei auch die Optionspreise bereits zu Beginn 
festgelegt werden. Der Leasingnehmer kann dann bei Vertragsende frei wählen, ob er das Objekt zurückgibt oder zum Optionspreis kauft bzw. den Vertrag 
verlängert.

Teilamortisationsverträge
Bei Teilamortisationsverträgen wird immer ein Restwert für das Vertragsende festgelegt, der sich regelmäßig am Marktwert zum Vertragsende orientiert 
(orientieren sollte). Wird als Restwert z.B. 20 Prozent genommen, „tilgt“ („amortisiert“) der Leasingnehmer über seine Leasingraten während der 
Verlagslaufzeit dann nur noch 80 Prozent der Anschaffungskosten (100 Prozent minus Restwert 20 Prozent). Die vier Teilamortisationsvarianten 
unterscheiden sich jetzt dahingehend, wie mit dem noch nicht amortisierten („offenen“) Restwert von 20 Prozent umgegangen wird.

Teilamortisationsvertrag mit Andienungsrecht des Leasinggebers
Beim Teilamortisationsvertrag mit Andienungsrecht des Leasinggebers hat der Leasinggeber am Vertragsende das Wahlrecht, ob er das 
Objekt zurückverlangt und an einen Dritten verwertet oder ob er den Leasingnehmer zum Kauf des Objektes zum Restwert verpflichtet (es ihm „andient“) 
– im Beispiel zu 20 Prozent.
Der Leasingnehmer hat kein Recht und auch keine Garantie, dass er das Objekt am Ende erwerben kann (keine Kaufoption für den Leasingnehmer) – auch 
wenn viele Leasinggeber in der Mehrzahl der Fälle das Objekt in der Praxis andienen. Garantieren (versprechen) dürfen Leasinggeber eine Andienung aber 
nicht: Dann würde im Sinne des § 39 AO eine versteckte Finanzierung vorliegen.
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MÖGLICHKEITEN DER VERTRAGSGESTALTUNG (3)

Teilamortisationsvertrag mit Aufteilung des Mehrerlöses (Mehr-/Mindererlösbeteiligung des Leasingnehmers)
Bei der Variante eines Teilamortisationsvertrages mit Aufteilung des Mehrerlöses wird das Objekt am Ende des Vertrags immer an den Leasinggeber 
zurückgegeben und im Markt verwertet. Liegt der Veräußerungserlös (Marktpreis z. B. 10 Prozent) unter dem Restwert (z. B. 20 Prozent), so muss der 
Leasingnehmer die Differenz nachbezahlen (im Beispiel: 20 Prozent minus 10 Prozent = Mindererlös von 10 Prozent).
Liegt der Verwertungserlös über dem Restwert (z. B. Marktwert 30 Prozent), darf der Leasingnehmer an dem Mehrerlös von 10 Prozent beteiligt werden – aus 
steuerlichen Gründen aber nur zu maximal 75 Prozent. Diese maximal 75 Prozent Mehrerlösbeteiligung bekommt ein Leasingnehmer allerdings nicht 
automatisch eingeräumt, sondern er muss diese entsprechend verhandeln bzw. ausschreiben. Die verbleibenden 25 Prozent dürfen an den Leasingnehmer 
nach allgemeiner Auffassung aber auch als Bonusverrechnung für einen Anschlussvertrag weitergegeben werden.

Kündbarer Leasingvertrag
Der Kündbare Vertrag ist der einzige Leasingvertrag, der keine feste, unkündbare Grundmietzeit hat, sondern „ewig“ läuft – solange, bis er gekündigt wird. 
Aufgrund der fehlenden festen Vertragslaufzeit unterliegt er auch nicht der von vielen Leasinganbietern auch im Kommunal-Leasing intern fixierten 
maximalen Leasinglaufzeit von 90 Prozent der Abschreibungsdauer der amtlichen AfA-Tabelle für gewerbliche Objekte des BMF für gewerbliche 
Nutzungsdauern. Aber auch dieser Vertrag wird natürlich intern über eine bestimmte (zumindest kalkulatorische) Laufzeit kalkuliert – ohne konkrete Laufzeit 
ließen sich ja gar keine Leasingraten berechnen. Viele Anbieter nehmen dabei als kalkulatorische Laufzeit die Abschreibungsdauer der AfA-Tabelle und 
kalkulieren den Vertrag über diese Laufzeit auf einen Restwert von Null Euro.
Beim Kündbaren Vertrag gibt es zwei Besonderheiten:
Kündigt ein Leasingnehmer beispielsweise vor Ablauf der kalkulierten AfA-Laufzeit, so muss er eine (Ab-)Schlusszahlung leisten, da der Leasinggeber auch bei 
diesem Vertragstyp einen Anspruch auf volle Amortisation seiner Investitionskosten hat. Mit der Schlusszahlung bezahlt der Leasingnehmer die Differenz 
zwischen den Anschaffungskosten und dem bis zum Kündigungszeitpunkt noch nicht über die Leasingraten bezahlten Anteil der Investitionskosten. Auf die 
Schlusszahlung werden allgemein 90 Prozent des Verwertungserlöses der Leasinggesellschaft angerechnet. 
Wird die Kündigung vergessen, läuft der Vertrag „ewig“ und es müssen auch Leasingraten gezahlt werden!
Darüber hinaus gilt es zu beachten, dass im Fall einer Kündigung der Vertrag nur beendet wird – mit der Verpflichtung zur Rückgabe des Leasingobjektes. 
Möchte die Kommune das Objekt am Ende hingegen kaufen, so benötigt sie zusätzlich eine Kaufoption und muss für den Kauf mindestens immer einen noch 
„wirtschaftlich ins Gewicht“ fallenden Preis zusätzlich bezahlen.
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MÖGLICHKEITEN DER VERTRAGSGESTALTUNG (4)

Teilamortisationsvertrag mit offenem Restwert (z.B. der Kilometer-Leasingvertrag)
Auch beim Teilamortisationsvertrag mit offenem Restwert tilgt („amortisiert“) der Leasingnehmer wie bei allen Teilamortisationsvarianten die 
Investitionskosten nur bis auf den Restwert. Bei einem Restwert von z.B. 20 Prozent bezahlt der Leasingnehmer über die Leasingraten somit nur 80 Prozent. 
Am Ende gibt er das Objekt bei dieser Vertragsvariante ohne weitere Abschlussverpflichtungen einfach zurück. Das Restwertrisiko trägt somit der 
Leasinggeber, abzüglich der durch den Leasing-Nehmer zu verantwortenden „außerordentlichen Wertminderungen“. Im Rahmen einer Ausschreibung muss 
genau fixiert werden, was im konkreten Einzelfall unter einer „außerordentlichen“ Wertminderung zu verstehen ist.

Steuerliche (bilanzielle) Rahmenbedingungen gelten auch im Kommunal-Leasing
Grundsätzlich kommen im Kommunal-Leasing die gleichen Vertragsmodelle vor wie im gewerblichen Leasing zur Anwendung. Es gelten die gleichen 
Vorschriften auch für das Kommunal-Leasing, vor allem die steuerrechtlichen und bilanziellen Gesichtspunkte. Allerdings sind die Ausprägungen im 
Kommunal-Leasing teilweise abweichend, insbesondere hinsichtlich der Laufzeiten. Zusätzlich muss bei der Wahl einer bestimmten Vertragsform auch 
darauf geachtet werden, ob nicht aufgrund anderer Vorschriften bestimmte Vertragsmodelle genommen werden müssen oder vielleicht auch gerade nicht 
angewendet werden dürfen. Dies könnte z. B. bei der Einbeziehung öffentlicher Förderprogramme der Fall sein. So sehen einige Zuwendungs-
/Zuschussbestimmungen vor, dass ein Leasingvertrag eine Kaufoption für den Leasingnehmer enthalten muss. Auf einige Besonderheiten des Kommunal-
Leasing im Zusammenhang mit der Vertragsgestaltung wird nachfolgend näher eingegangen.

Grundsätzlich ist es auch im Kommunal-Leasing wichtig darauf zu achten, dass ein Leasingvertrag von der Finanzverwaltung als Nutzungsüberlassungs-
/Mietvertrag und nicht als (versteckter) Finanzierungsvertrag angesehen wird. Dabei ist nicht die Überschrift des Vertrags entscheidend (Leasingvertrag, 
Mietvertrag, Mietkaufvertrag etc.), sondern dessen Inhalt. Werden hier Fehler begangen, kann dies schwerwiegende Folgen haben. Unter Umständen wird 
eine falsche Vergabeentscheidung getroffen (Leasing wurde ausgeschrieben, aber ein Mietkaufvertrag wurde abgeschlossen) oder es drohen z. B. 
Umsatzsteuernachforderungen (z. B. wenn inhaltlich ein Mietkaufvertrag vorliegt, aber von einem Leasingvertrag (sprich Mietvertrag) ausgegangen wurde).
Diese Probleme klingen zunächst dramatisch, lassen sich aber mit etwas Mühe leicht in den Griff bekommen.
Die Abgrenzungskriterien zwischen Leasing und Mietkauf (Miete bzw. Finanzierung) regelt für Leasing vor allem das deutsche Steuerrecht. Grundsätzlich hat 
die Finanzverwaltung Bedenken, dass ein Leasingvertrag (Mietvertrag) ein versteckter Finanzierungsvertrag (analog Kreditkauf oder Mietkauf) sein könnte. 
Deshalb achten Leasinganbieter peinlichst darauf, dass die entsprechenden Vorschriften beachtet werden. Deshalb können Kommunen im Allgemeinen von 
der Rechtssicherheit der Verträge ausgehen.
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MÖGLICHKEITEN DER VERTRAGSGESTALTUNG (5)

Laufzeit des Leasingvertrages (häufig Grundmietzeit genannt)
Die Laufzeit kann entweder konkret fix festgelegt oder unbestimmt sein (der Vertrag läuft dann bis zu seiner Kündigung).
Eine feste (fixe) Laufzeit darf nicht zu lange gewählt werden, z.B. bis zur völligen Wertlosigkeit des Objektes (z.B. ein PC-Leasingvertrag über 10 Jahre). 
Ansonsten besteht die Gefahr, dass der Leasingvertrag (als eigentlicher Miet-/Nutzungsüberlassungsvertrag) von der Finanzverwaltung zum 
Finanzierungsvertrag (analog Mietkauf) umgedeutet wird. Der Leasingnehmer hätte dann nämlich den gesamten Wert des Objektes während der 
Nutzungsdauer alleine „aufgezehrt“. Der Herausgabeanspruch des Leasinggebers wäre somit wirtschaftlich wertlos – es liegt eine „versteckte“ Finanzierung 
vor.

Kauf des Leasingobjektes durch den Leasingnehmer zum Vertragsende
Ein Kauf des Leasingobjektes durch den Leasingnehmer zum Vertragsende darf heute noch nicht feststehen (rechtlich oder wirtschaftlich). Dieses zweite 
zentrale Kriterium ist einfacher umzusetzen. Steht bei wirtschaftlicher Betrachtung heute schon hinreichend sicher fest, dass der Leasingnehmer das 
Objekt zum Vertragsende kaufen wird, unterstellt die Finanzverwaltung auch hier ein verdecktes Finanzierungsgeschäft (analog Mietkauf). 

1. Mit Zahlung der letzten Rate geht das Eigentum automatisch auf den Leasingnehmer über. In diesem Fall liegt – bereits im rechtlichen Sinn – ein 
klassischer Mietkaufvertrag vor. Hier handelt es sich nicht mehr um Leasing (Nutzungsüberlassung/Miete).

2. Der Leasingnehmer hat eine sehr günstige Kaufoption und es ist bei wirtschaftlicher Betrachtung heute schon so gut wie sicher, dass er seine 
Kaufoption ausüben wird. In diesem Fall wird bei wirtschaftlicher Betrachtung durch die Finanzverwaltung eine Finanzierung unterstellt, so dass kein 
Mietvertrag mehr vorliegt.

3. Der Leasingnehmer hat einen Leasingvertrag mit Andienungsrecht des Leasinggebers abgeschlossen. Dabei wurde in einem konkreten Fall der 
Restwert so hoch (weit über Marktwert) angesetzt, dass heute schon klar ist, dass die Leasinggesellschaft das Objekt am Ende dem Leasingnehmer zum 
Restwert „andienen“ (verkaufen) wird (muss), da sie über den deutlich niedrigeren Marktwert bei einer alternativen Verwertung niemals den noch offenen 
Restbetrag für das Objekt erzielen könnte. 
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AUSSCHREIBUNG VON KOMMUNAL-LEASINGVERTRÄGEN (1)

Auch Leasingverträge müssen zwingend ausgeschrieben werden – entweder nach nationalem oder nach EU-Recht. Entscheidend ist dabei, 
ob der so genannte Auftragswert über oder unter dem EU-Schwellenwert liegt. Dieser liegt für Mobilien derzeit bei 214.000 € (Stand: 
01.01.2020). Dabei sind die Nettowerte (ohne Mehrwertsteuer) maßgeblich.

Bestimmung des Auftragswertes
Die Höhe des Auftragswertes entscheidet, ob ein Vergabeverfahren nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) i. v. m. 
der Vergabeverordnung (VgV) als EU-Vergabeverfahren oder nach dem Haushaltsrecht als nationales Vergabeverfahren durchzuführen ist. 
Der Auftragswert ist nach § 3 VGV zu ermitteln (zu schätzen). Der Auftragswert entspricht der geschätzten Gesamtvergütung. Zur 
Gesamtvergütung gehören neben der Hauptleistung (z.B. Pkw oder Hardware) auch alle zu beschaffenden weiteren Leistungen (z.B.
Service- oder Instandhaltungsaufwendungen).
Dies ist beim Leasing nicht nur die Summe der Leasingraten. Hinzuzurechnen sind auch alle weiteren Zahlungsverpflichtungen wie 
z.B. Sonderzahlungen, Kaufoptionspreise, Mietverlängerungsraten, Andienungspreise oder (Ab-)Schlusszahlungen bei kündbaren 
Verträgen. Bei Rahmenverträgen ist die Summe aller Einzelaufträge maßgeblich, bei einer Auftragsunterteilung in Lose die Summe aller 
Lose.
Der Auftragswert muss vor Einleitung des Vergabeverfahrens geschätzt sowie das Zustandekommen der Schätzung dokumentiert werden 
(§ 8 VgV).
Der Schwellenwert entscheidet nach § 106 GWB über die Wahl des Vergabeverfahrens. Wird der Schwellenwert überschritten ist das 
Vergabeverfahren nach GWB i. v. m. der VgV durchzuführen. Nach § 3 Absatz 9 VgV können bis zu 20 Prozent des Auftragswertes (in Losen 
von maximal 80.000 Euro) als nationale Vergabeverfahren durchgeführt und damit freihändig vergeben werden. Dabei muss die 
Zuordnung der Lose zu dem 80-Prozent- bzw. 20-Prozent-Kontingent vorab getroffen und dokumentiert werden.
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AUSSCHREIBUNG VON KOMMUNAL-LEASINGVERTRÄGEN (2)

Verfahrensarten
Nationale Leasingaufträge werden nach der Unterschwellenvergabeverordnung (UVgO) nach einem der folgenden Verfahren ausgeschrieben:
• Öffentliche Ausschreibung
• Beschränkte Ausschreibung mit oder ohne Teilnahmewettbewerb
• Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb

Dabei kann der Auftragsgeber wählen zwischen einer Öffentlichen Ausschreibung und einer Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 
nach Wahl des öffentlichen Auftraggebers. Die anderen Verfahrensarten dürfen nur angewandt werden, wenn dies gestattet ist.
Eine Auftragsvergabe über eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb ist nur zulässig, wenn
• eine Öffentliche Ausschreibung kein wirtschaftliches Ergebnis erbracht hat oder
• eine Öffentliche Ausschreibung bzw. Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb mit einem so hohen Aufwand für Auftraggeber oder 

Bieter verbunden wäre, dass der Wert der Leistung im Missverhältnis zum erreichten Vorteil stehen würde.

Eine Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb ist zulässig wenn
• der Auftrag konzeptionelle oder innovative Lösungen beinhaltet,
• der Auftrag aufgrund konkreter Umstände, die mit der Art, Komplexität oder dem rechtlichen bzw. finanziellen Rahmen oder den damit 

verbundenen Risiken zusammenhängen, nicht ohne vorherige Verhandlungen vergeben werden kann,
• die Leistung nach Art und Umfang (insbesondere technische Anforderungen) nicht so eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann, dass 

eine hinreichende Zahl vergleichbarer Angebote erwartet werden kann,
• nach Aufhebung einer Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung eine Wiederholung kein wirtschaftliches Ergebnis erwarten lässt,
• die Bedürfnisse des Auftraggebers nur mit Anpassung bereits verfügbarer Lösungen erfüllbar sind,
• der Aufwand für eine Öffentliche Ausschreibung bzw. eine Beschränkte Ausschreibung mit oder ohne Teilnahmewettbewerb für den Auftraggeber, 

Bewerber oder Bieter so hoch ist, dass der erreichte Vorteil bzw. Wert der Leistung im Missverhältnis zum Aufwand stehen,
• die Leistung aufgrund von für den Auftragsgeber nicht vorhersehbaren und von ihm nicht zu vertretenden Umständen besonders dringlich ist,
• die Leistung nur von bestimmen Anbietern erbracht werden kann,
• eine vorteilhaftere Gelegenheit für eine wirtschaftliche Beschaffung vorliegt als bei Durchführung einer Öffentlichen bzw. Beschränkten 

Ausschreibung.
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AUSSCHREIBUNG VON KOMMUNAL-LEASINGVERTRÄGEN (3)

Die Vergabe erfolgt bei EU-Leasingverträgen nach GWG und VgV im
• offenen Verfahren,
• nicht offenen Verfahren (Teilnahmewettbewerb erforderlich!),
• im Verhandlungsverfahren oder im
• wettbewerblichen Dialog.

Auftraggeber der öffentlichen Hand können zwischen dem offenen und nicht offenen Verfahren wählen. Die beiden anderen 
Verfahrensarten dürfen nur eingesetzt werden, wenn sie ausdrücklich erlaubt sind.
• Offenes Verfahren: Beim offenen Verfahren wird eine unbeschränkte Anzahl potentieller Bieter öffentlich zu einer Angebotsabgabe 

aufgefordert.
• Nicht offenes Verfahren: Der Auftragsgeber wählt (nach voran gegangener öffentlicher Aufforderung) in einem Teilnahmewettbewerb 

nach objektiven, transparenten und nicht diskriminierenden Kriterien eine beschränkte Zahl an Anbietern aus, die er zur Abgabe von 
Angeboten auffordert.

• Verhandlungsverfahren: Hier verhandelt der Auftraggeber (mit oder ohne Teilnahmewettbewerb) mit ausgewählten Anbietern über 
Angebote.

• Wettbewerblicher Dialog: Nach einem Teilnahmewettbewerb mit ausgewählten Anbietern wird ein Dialog geführt über die Erörterung 
der einzelnen Aspekte der Auftragsvergabe. Ziel ist die Ermittlung und Festlegung der Kriterien, mit denen die Bedürfnisse des 
Auftragsgebers am besten zu erfüllen sind.
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AUSSCHREIBUNG VON KOMMUNAL-LEASINGVERTRÄGEN (4)

Zusätzliche Aspekte zum Vergabeverfahren bei Leasingverträgen
Wie Leasingverträge konkret auszuschreiben sind, ist in der Praxis nicht eindeutig geregelt.
• Variante 1: Es wird nur das „reine“ Leasing ausgeschrieben gemäß der spezifizierten funktionellen Eigenschaften des Objektes (gegebenenfalls 

zusätzlich zum „reinen“ Kauf). Auf diese Ausschreibung wird dann ein konkreter Leasingvertrag geboten. Die Objektauswahl obliegt dabei dem 
Leasinggeber.

• Variante 2: Es wird zuerst der Kauf eines bestimmten Objektes ausgeschrieben (gemäß der spezifizierten funktionellen Eigenschaften des 
Objektes). Steht das Objekt nach der Vergabeentscheidung fest (Hersteller, Modell, Preis), wird anschließend erst der Leasingvertrag Dabei sind 
einige Besonderheiten zu beachten:

• In der Praxis wird u. a. die Meinung vertreten, dass bei der Bemessung des Auftragswertes der Leasingausschreibung nur noch 
der Zinsanteil der Leasingraten zu berücksichtigen sei, da der Objektwert ja vorher bereits ausgeschrieben wurde. Insofern kann der 
Auftragswert auch bei Objekten, deren Kauf zuvor europaweit ausgeschrieben werden musste, für die Ausschreibung des Leasingvertrages 
jetzt unterhalb des Schwellenwertes für eine EU-weite Ausschreibung liegen. Der reine Zinsanteil ist bei dem heutigen niedrigen Zinsniveau 
meist ein sehr geringer Betrag. Ein Beispiel: Der Objektwert beim Kauf beträgt 100.000 EUR, die Summe der Leasingraten incl. Zins und 
Marge 103.000 EUR – der reine Finanzierungsanteil liegt somit nur bei 3.000 EUR. Diese 3.000 EUR wären nur als Auftragswert 
zugrundzulegen, wenn es um die Entscheidung geht, nach welchem Ausschreibungsverfahren die Leasingausschreibung zu erfolgen hat. So 
kann es passieren, dass ein Leasingvertrag beispielsweise durchaus sogar einmal nach Bestimmungen und Grenzen des Direktkaufs (ohne 
Ausschreibung) vergeben werden kann. Bei Teilamortisationsverträgen könnte es sogar passieren, dass die Summe aller Leasingraten unter 
den Objektkosten des Kaufs liegt.

• Wählt ein öffentlicher Auftraggeber diese zweite Variante, sollte er zwingend darauf achten, dass eine Lieferung des Objektes erst nach 
Abschluss des Leasingvertrages – genauer gesagt nach dem Eintritt der Leasinggesellschaft in die ursprüngliche Kaufbestellung erfolgt. 
Ansonsten lieget ein so genannten unechtes Sale-and-lease-back vor, d. h. es fällt doppelte Umsatzsteuer an! Umsatzsteuerlich unterstellt 
die Finanzverwaltung, dass mit dem Zeitpunkt der Lieferung des Objektes ein umsatzsteuerpflichtiger Kauf getätigt wurde. Tritt die 
Leasinggesellschaft erst später in den Kaufvertrag ein, so entsteht ein zweites Kaufgeschäft, das nochmals der Umsatzsteuer unterliegt. Da 
die Kommune nicht vorsteuerabzugsberechtigt ist, trifft sie die doppelte Umsatzsteuer in vollem Umfang! Vgl. zu diesem Nachteil auch den 
speziellen Abschnitt zur Umsatzsteuer.
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AUSSCHREIBUNG VON KOMMUNAL-LEASINGVERTRÄGEN (5)

Vertragsparameter und -bedingungen im Rahmen einer Leasingausschreibung
Wie das deutsche Zivil-, Steuer- und Handelsrecht hat auch das Vergaberecht ursprünglich an Vieles gedacht – nur nicht an Leasing. So gibt es bis heute 
keine einheitlichen Vertragsbedingungen für eine Leasingausschreibung. Dies macht die Leasingausschreibung für viele Investoren der öffentlichen 
Hand bisweilen kompliziert. Dies ist sicherlich auch ein Grund dafür, warum immer noch so viele Kommunen zögern Leasingverträge auszuschreiben.

Im Sinne der Wirtschaftlichkeit spielen auch die so genannten qualitativen Aspekte ein Rolle, die ebenfalls in einer Ausschreibung mit erfasst sein 
sollten:
• Abnahme des Objektes
• Haftung
• Gewährleistung
• Sach- und Preisgefahr
• Verzug
• Leistungsstörungen
• Erfüllungsort etc.
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WIRTSCHAFTLICHKEITSNACHWEIS

1. Vergleich monetärer (quantitativer) Faktoren
Es muss ein so genanntes dynamisches Investitionsrechenverfahren angewandt werden. Hier wird in Deutschland eigentlich 
flächendeckend die Kapital- bzw. Barwertmethode eingesetzt bzw. vorgeschrieben. Die beiden Begriffe stehen für das gleiche 
Vergleichsverfahren. Dabei gibt es Vorschriften, die den Begriff Kapitalwertmethode verwenden (z. B. die Arbeitsanleitung zu den VV zu § 7 
BHO), andere benutzen den Begriff Barwertmethode (z. B. das Land Sachsen). Es geht beide Male um die Abzinsung der einzelnen 
Periodenausgaben auf den heutigen Zeitpunkt zum Kapital- bzw. Barwert. Die Kapital-/Barwerte der einzelnen Alternativen werden dann 
abschließend miteinander verglichen. 

2. Bewertung qualitativer Gesichtspunkte
Neben dem reinen monetären Vergleich ist es zwingend vorgeschrieben, auch eine Bewertung qualitativer Gesichtspunkte vorzunehmen. 
Als allgemein anerkanntes Verwahren wird zur Bewertung qualitativer Aspekte in der öffentlichen Verwaltung meistens die so genannte 
Nutzwertanalyse eingesetzt. Hier werden die einzelnen qualitativen Kriterien zunächst festgelegt, untereinander gewichtet und
abschließend mit Bewertungspunkten für jede Angebotsalternative belegt, je nachdem wie weit die jeweilige Alternative das einzelne 
Kriterium
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UMSATZSTEUER UND KOMMUNAL-LEASING (1)

Umsatzsteuernachteile durch Kommunal-Leasing?
Immer wieder wird behauptet, dass Kommunal-Leasing grundsätzlich Umsatzsteuernachteile beinhalte, weil eine Kommune nicht 
vorsteuerabzugsberechtigt sei. Begründet wird dies folgendermaßen:
Mobilien-Leasingraten müssen grundsätzlich zuzüglich Mehrwertsteuer in Rechnung gestellt werden. Dies betrifft somit zwangsläufig auch den 
Zinsanteil der Leasingraten. Zinszahlungen an eine Bank im Rahmen einer Darlehensfinanzierung unterliegen hingegen nicht der Umsatzsteuer. Ein 
Beispiel für diese Argumentation:
• Anschaffungskosten: 100.000 EUR (gleicher Preis bei Kreditkauf und Leasing)
• Laufzeit: 60 Monate (bei Kreditkauf und Leasing)
• Zinssatz: 6,0 % p.a. (bei Kreditkauf und Leasing, keine Marge beim Leasing)
• Restschuld/Restwert am Ende: 0 % (vollständige Darlehenstilgung (Kreditkauf) bzw. Vollamortisationsvertrag (Leasing)
• Zahlung pro Monat: 1.923,66 EUR (Darlehensannuität (Zins + Tilgung) bzw. Leasingrate
• Mehrwertsteuersatz: 19 %
Während die Zins- und Tilgungszahlung (Darlehensannuität an die Bank) nicht der Mehrwertsteuer unterliegt, muss die Leasingrate hingegen zuzüglich 
Mehrwertsteuer (19 Prozent) in Rechnung gestellt werden, im Beispiel wären dies 365,50 EUR. Insgesamt beträgt die monatliche Leasingrate somit 
2.289,16 EUR. Damit wäre Leasing natürlich deutlich teurer als der Kreditkauf, da die Kommune nicht vorsteuerabzugsberechtigt ist, d.h. die 
Umsatzsteuer nicht von Finanzamt wieder erstattet bekommt.

Der Fehler liegt hier in der Berechnungsgrundlage. Denn sowohl die Kommune (beim Kreditkauf) als auch die Leasinggesellschaft erhalten eine 
Lieferantenrechnung mit Mehrwertsteuerausweis (100.000 EUR zzgl. 19.000 EUR = 119.000 EUR). Die Leasinggesellschaft bekommt nun als 
vorsteuerabzugsberechtigtes Unternehmen die Mehrwertsteuer in Höhe von 19.000 EUR vom Finanzamt erstattet und kalkuliert deswegen auf Basis 
des Nettopreises von 100.000 EUR (wie oben geschehen). Die Kommune erhält die Mehrwertsteuer allerdings nicht vom Finanzamt erstattet, sie muss 
also einen Kredit über 119.000 EUR aufnehmen. Berechnet man jetzt obige Kreditkauffinanzierung auf Basis einer Darlehenssumme von 119.000 EUR 
so ergibt sich bei gleichen Parametern wie oben eine monatliche Zins- und Tilgungsbelastung in Höhe von 2.289,16 EUR – und dies entspricht exakt der 
Höhe der Leasingrate incl. Mehrwertsteuer.
Kauf und Leasing sind somit identisch. Man könnte auch sagen: Beim Leasing zahlt man die Mehrwertsteuer auf die Zinsen (Bestandteil der 
Leasingraten), beim Kreditkauf zahlt man Zinsen auf die (mitfinanzierte) Mehrwertsteuer.
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UMSATZSTEUER UND KOMMUNAL-LEASING (2)

Umsatzsteuervorteile durch Kommunal-Leasing?
Es existiert somit kein systematischer Leasingvorteil.

Umsatzsteuersituation bei Teilamortisationsverträgen
Es existiert somit kein systematischer Leasingvorteil.

Umsatzsteuervorteile bei Objektrückgabe!
In diesem Fall hat ein Leasingnehmer einen Umsatzsteuervorteil in Höhe der Mehrwertsteuer auf den Restwert.

Marge der Leasinggesellschaft
Hier gibt es marginale Effekte, z.B. auf Personalaufwendungen für zusätzliche Services des Leasing-Gebers

Änderung des Umsatzsteuersatzes
Erhöht sich der Mehrwertsteuersatz während der Grundmietzeit, entstehen der Leasingalternative tendenziell Nachteile, da dann sowohl künftige 
Leasingraten, aber auch eventuelle Abschlusszahlungen dem höheren Mehrwertsteuersatz unterliegen. Bei der Kaufalternative ergäben sich hingegen 
keine nachträglichen Verteuerungen.

Immobilien-Leasing
Die Vermietung von Immobilien ist nach § 4 Nr. 12a UStG von der Umsatzsteuerpflicht befreit. Die Leasingraten werden somit nicht zuzüglich 
Mehrwertsteuer in Rechnung gestellt. Auf der anderen Seite können Leasinggesellschaften die Umsatzsteuer in den Baurechnungen nicht als Vorsteuer 
geltend machen und vom Finanzamt zurück fordern.
Leasinggesellschaften können als Vermieter jedoch ein Optionsrecht nach § 9 UStG in Anspruch nehmen, um die während der Bauphase anfallende 
Umsatzsteuer auf Bauleistungen in Abzug bringen zu können. Im Gegenzug müsste die Leasinggesellschaft dann aber auch ihre Leasingraten zzgl. 
Mehrwertsteuer in Rechnung stellen. Allerdings wurde diese Optionsmöglichkeit vor längerer Zeit schon auf die Verträge eingeschränkt, bei denen der 
Endnutzer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. Dies ist regelmäßig bei Investoren der öffentlichen Hand nicht der Fall. Insofern gibt es keine 
Umsatzsteuer-Unterschiede zwischen Immobilien-Leasing und Eigenbau für die öffentliche Hand.
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GENEHMIGUNGSPFLICHT FÜR KOMMUNAL-LEASING

Leasingverträge werden im kommunalen Haushaltsrecht als so genannte kreditähnliche Rechtsgeschäfte angesehen. Daher bedürfen 
sie in jedem Einzelfall grundsätzlich einer Einzelgenehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörden. 

In Bayern sind Mobilien-Leasingverträge per Verwaltungsanweisung als allgemein genehmigt – auch außerhalb der „Laufenden 
Verwaltung“.

Fehlt eine eigentlich notwendige Genehmigung für einen Leasingvertrag, so ist dieser zunächst schwebend unwirksam, das heißt, er kann 
noch nachträglich genehmigt werden mit der Folge, dass der Vertrag rückwirkend von Anfang an rechtswirksam ist. Wird die Genehmigung 
endgültig verweigert, so ist der Vertrag rückwirkend nichtig – ein „Super-Gau“ für jeden Leasinganbieter!
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ZUWENDUNGEN UND ZUSCHÜSSE FÜR KOMMUNAL-LEASING

Für viele kommunale Investitionsvorhaben gibt es Zuwendungen bzw. Zuschüsse von der EU, vom Bund, von den Ländern oder sonstigen
Institutionen. In früheren Jahren hatte man Leasing regelmäßig von der Bezuschussung ausgeschlossen. Gesetzlich ist vorgeschrieben, 
dass Leasing bei Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen ausdrücklich mit zu berücksichtigen ist und beim Nachweis der Wirtschaftlichkeit 
zwingend genommen werden muss.

Leasinginvestitionen werden überwiegend mit bezuschusst. Die noch bestehenden Restriktionen z.B. teilweise bei Feuerwehrfahrzeugen 
oder im ÖPNV sollten auch in naher Zukunft verschwunden sein.
Wichtig ist allerdings zu beachten, ob bestimmte Zuschussbestimmungen gewisse Voraussetzungen an einen Leasingvertrag stellen, z. B. 
Vorgaben bei der Laufzeit oder dass eine Kaufoption eingeräumt sein muss.
Ein weiterer wichtiger Punkt ist ferner die Frage, ob beim Leasing auch die Mehrwertsteuer auf die Anschaffungskosten mit bezuschusst 
wird oder nicht. 
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Vielen Dank für das Interesse!


